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II

( Vorbereitende Rechtsakte)

KOMMISSION

Vorschlag für einen Beschluß des Rates über den Beitritt der Gemeinschaft zum Geänderten
Übereinkommen von 1958 über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung
der Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige Anerken­

nung der Genehmigung

(96/C 69/05 )

KOM(95) 723 endg. — 96/0006(AVC)

(Von der Kommission vorgelegt am 15. Januar 1996)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION — ten Ubereinkommens angenommenen, als „Regelungen"
bezeichneten Vorschriften und dem einschlägigen Ge­
meinschaftsrecht führen .

Die Genehmigung von Kraftfahrzeugen und die techni­
sche Harmonisierung erfolgen auf der Grundlage von
Richtlinien über Systeme, Bauteile und selbständige tech­
nische Einheiten der Fahrzeuge, die sich auf Artikel 100a
über die Errichtung und das Funktionieren des Binnen­
marktes gründen . Ab dem 1 . Januar 1996 wird für
Kraftfahrzeuge der Klasse Ml durch die Rahmenricht­
linie 70/ 156/EWG und die für diese Fahrzeugklasse gel­
tenden Einzelrichtlinien die vollständige Harmonisierung
mit obligatorischer Geltung festgelegt .

Die Unterzeichnung des Übereinkommens durch die Eu­
ropäische Gemeinschaft hat Änderungen von Rechtsak­
ten, die im Verfahren nach Artikel 189b erlassen wurden,
zur Folge, so daß die Zustimmung des Europäischen
Parlaments erforderlich ist .

Die von den Organen des Übereinkommens verabschie­
deten Regelungen binden die Europäische Gemeinschaft
nach Ablauf einer Frist von sechs Monaten ab Bekannt­
gabe, sofern sie keinen Einspruch erhoben hat . Der
Stimmabgabe der Gemeinschaft zu solchen Regelungen
soll daher eine Entscheidung nach demselben Verfahren
wie für die Unterzeichnung des Abkommens vorausge­
hen, sofern es sich nicht lediglich um die Anpassung von
Regelungen an den technischen Fortschritt handelt.

Sofern die Annahme einer solchen Regelung lediglich die
Anpassung an den technischen Fortschritt betrifft, kann
über die Stimmabgabe der Gemeinschaft von der Kom­
mission entschieden werden, die von einem Ausschuß aus
Vertretern der Mitgliedstaaten unterstützt wird .

Aufgrund der technischen Thematik kann der gemein­
schaftliche Standpunkt bei der Erarbeitung der Regelun­
gen von der Kommission festgelegt werden.

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi­
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 113 in
Verbindung mit Artikel 228 Absatz 2 Satz 1 , Absatz 3
zweiter Gedankenstrich und Absatz 4 ,

gestützt auf den Vorschlag der Kommission,

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Der Rat hat die Kommission durch Beschluß vom 23 .
Oktober 1990 dazu ermächtigt, an den Verhandlungen
über die Änderung des Übereinkommens von 1958 der
Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Natio­
nen (ECE) über die Annahme einheitlicher Bedingungen
für die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und
Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige An­
erkennung der Genehmigung („Geändertes Überein­
kommen") teilzunehmen.

Als Ergebnis dieser Verhandlungen steht es der Europäi­
schen Gemeinschaft offen, als regionale Organisation
zur wirtschaftlichen Integration, der ihre Mitgliedstaaten
die für das Übereinkommen maßgebenden Kompetenzen
übertragen haben, Vertragspartei des Geänderten Über­
einkommens zu werden .

Der Beitritt zu diesem Übereinkommen, das der Beseiti­
gung der technischen Hemmnisse im Handel mit Kraft­
fahrzeugen zwischen den Vertragsparteien dient, trägt
im Einklang mit Artikel 113 EG-Vertrag zur Verwirkli­
chung der gemeinsamen Handelspolitik bei . Die Beteili­
gung der Gemeinschaft wird den im Rahmen des Über­
einkommens durchgeführten Harmonisierungsarbeiten
größeres Gewicht verleihen und auf diese "Weise den Zu­
gang zu Drittmärkten erleichtern . Die Beteiligung soll zu
einer Kohärenz zwischen den im Rahmen des Geänder­
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Der Wortlaut des Geänderten Übereinkommens ist
diesem Beschluß beigefügt .

Artikel 2

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, den nach In­
krafttreten des Übereinkommens zur Hinterlegung der
Beitrittsurkunde nach Artikel 6 Absatz 3 des Geänderten
Übereinkommens Bevollmächtigten , zu ernennen .

Artikel 3

( 1 ) In Übereinstimmung mit Artikel 1 Absatz 5 des Ge­
änderten Übereinkommens erklärt die Europäische Ge­
meinschaft, ihren Beitritt auf die Anwendung der ECE­
Regelungen zu beschränken, die im Verzeichnis im An­
hang dieses Beschlusses aufgeführt sind .

(2 ) In Übereinstimmung mit Artikel 1 Absatz 6 des Ge­
änderten Übereinkommens kann die Gemeinschaft nach
den Bestimmungen des Artikels 113 EG-Vertrag eine
von ihr zuvor angenommene ECE-Regelung kündigen .

Das Übereinkommen sieht ein vereinfachtes Verfahren
für Änderungen des Übereinkommens vor . Es muß
sichergestellt sein, daß die Entscheidung auf Gemein­
schaftsebene den Beschränkungen dieses Verfahrens
Rechnung trägt.

Gemäß den Bestimmungen des Geänderten Übereinkom­
mens steht es jeder Vertragspartei offen, bei Hinterle­
gung der Beitrittsurkunde zu erklären, daß bestimmte,
von ihr anzugebende ECE-Regelungen für sie keine Gel­
tung erlangen . Die Gemeinschaft wünscht, diese Mög­
lichkeit in Anspruch zu nehmen, um einerseits unverzüg­
lich diejenigen Regelungen zu übernehmen, die für das
Funktionieren des Genehmigungsverfahrens für Kraft­
fahrzeuge als wesentlich anzusehen und als solche bereits
in der Richtlinie 92/ 53/EWG (® ) aufgeführt sind , und
andererseits anderen Regelungen in Anbetracht ihrer Be­
deutung für die Fahrzeuggenehmigung in der Gemein­
schaft sowie auf internationaler Ebene von Fall zu Fall
nachträglich beitreten zu können .

Die Möglichkeit, die Regelungen, die in dem von der
Gemeinschaft angenommenen Verzeichnis aufgeführt
sind , gemäß Artikel 1 Absatz 6 des Geänderten Überein­
kommens zu kündigen, wird durch den Beitritt nicht
berührt .

Insofern die Gemeinschaft nicht der Gesamtheit der
ECE-Regelungen, sondern einem bestimmten Verzeich­
nis von Regelungen, die für das Funktionieren des Ge­
nehmigungsverfahrens für Kraftfahrzeuge als wesentlich
angesehen werden, beitritt, ist den Unterzeichner-Mit­
gliedstaaten, die von der Gemeinschaft nicht übernom­
menen Regelungen beigetreten sind , zu erlauben, deren
Handhabung und Weiterentwicklung weiterhin sicherzu­
stellen, wobei ein Verfahren zur vorherigen Unterrich­
tung der Kommission zu beachten ist, das Unvereinbar­
keiten mit dem Gemeinschaftssystem für die Fahrzeugge­
nehmigung verhindern soll .

In Übereinstimmung mit Artikel 234 EG-Vertrag verge­
wissern sich die Mitgliedstaaten, daß keine Unvereinbar­
keiten zwischen den von ihnen zuvor unterzeichneten
ECE-Regelungen, denen die Gemeinschaft nicht beitritt,
und dem zur Zeit geltenden einschlägigen Gemein­
schaftsrecht bestehen —

Artikel 4

( 1 ) Der Standpunkt der Gemeinschaft hinsichtlich der
Erarbeitung von ECE-Regelungen wird von der Kom­
mission festgelegt.

(2 ) Die Gemeinschaft stimmt der Annahme eines Vor­
schlags für eine ECE-Regelung oder Änderung einer Re­
gelung zu,

— sofern der Vorschlag im Fall der Anpassung einer
Regelung an den technischen Fortschritt in Überein­
stimmung mit dem Verfahren nach Artikel 13 der
Richtlinie 70/ 156/EWG, geändert durch die Richtli­
nie 92/ 53/EWG (2), angenommen wurde,

— sofern der Vorschlag in allen anderen Fällen auf
Vorschlag der Kommission und nach Zustimmung
des Europäischen Parlaments vom Rat mit qualifi­
zierter Mehrheit angenommen wurde .

(3 ) Stimmt die Gemeinschaft für eine Regelung oder
die Änderung einer Regelung, wird im Beschluß darüber
hinaus festgelegt, ob diese Regelung oder Änderung je
nach Fahrzeugklasse, für die sie gilt, innerhalb der Euro­
päischen Union verbindlich oder unverbindlich ist .

(4 ) Die Kommission wird daraufhin die entsprechen­
den Änderungen des Anhangs IV der Richtlinie
70/ 156/EWG sowie der betreffenden Einzelrichtlinien
vornehmen .

BESCHLIESST :

Artikel 1

Die Europäische Gemeinschaft tritt dem Geänderten
Übereinkommen der Wirtschaftskommission für Europa
der Vereinten Nationen von 1958 über die Annahme ein­
heitlicher Bedingungen für die Genehmigung der Ausrü­
stungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und
über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung
bei .

(') Anhang IV, Teil II der Richtlinie 92/ 53/EWG. O ABl . Nr. L 225 vom 10 . 8 . 1992 , S. 1 .
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Artikel 5

( 1 ) Vorschläge für die Änderung des Übereinkom­
mens, die den Vertragsparteien im Namen der Gemein­
schaft vorgelegt werden, werden vom Rat mit qualifizier­
ter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach
Zustimmung des Europäischen Parlaments angenommen.

(2 ) Der Beschluß zur Einlegung oder Nichteinlegung
eines Einspruchs gegen Vorschläge für die Änderung des
Ubereinkommens, die von anderen Vertragsparteien vor­
gelegt werden, wird nach dem Verfahren für den Ab­
schluß des vorliegenden Ubereinkommens getroffen . Ist
dieses Verfahren eine Woche vor Ablauf der in Artikel
13 Absatz 2 des Ubereinkommens vorgesehenen Frist
nicht abgeschlossen , widerspricht die Kommission der
Änderung im Namen der Gemeinschaft vor Fristablauf.

ren Handhabung und Weiterentwicklung durch die An­
nahme von Änderungen im Rahmen des technischen
Fortschritts weiterhin sicherstellen . Die Mitgliedstaaten
müssen die Kommission jedoch im voraus davon unter­
richten , die prüfen wird, ob Unvereinbarkeiten mit dem
gemeinschaftlichen Genehmigungssystem oder mit lang­
fristigeren Gemeinschaftszielen in diesem Bereich vorlie­
gen . Ist dies der Fall , kann die Kommission innerhalb ei­
ner Frist von sechs Monaten nach Unterrichtung gemäß
dem in Artikel 13 der Richtlinie 92/53/EWG vorgesehe­
nen Verfahren entscheiden, die Beteiligung dieser Mit­
gliedstaaten an den laufenden Arbeiten bezüglich der be­
treffenden Regelung(en) zu suspendieren .

(2 ) Die Kommission ist ebenfalls im voraus über den
Vorschlag eines Mitgliedstaats für die erstmalige An­
nahme einer Regelung, der die Gemeinschaft nicht bei­
getreten ist, zu unterrichten, und sie kann den Vorschlag
innerhalb einer Frist von sechs Monaten gemäß dem in
Artikel 13 der Richtlinie 92/53/EWG vorgesehenen Ver­
fahren ablehnen .

Artikel 6

( 1 ) Die Mitgliedstaaten, die Regelungen beigetreten
sind, denen die Gemeinschaft nicht beitritt, können de­
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ANHANG

1 . Die Europäische Gemeinschaft beschränkt ihren Beitritt zum Geänderten Ubereinkommen von 1958 auf
die Anerkennung und Annahme der im folgenden aufgeführten ECE-Regelungen :

Nr. der
ECE-Regelung Änderungsserie Genehmigungsgegenstand

1 01 Scheinwerfer (einschließlich R2-Lampen)
3 02 Rückstrahler
4 — Kennzeichenbeleuchtung
5 02 Scheinwerfer (Sealed Beam)
6 01 Fahrtrichtungsanzeiger
7 02 Leuchten (Begrenzungs- Schluß-, Brems-, Umrißleuchten)
8 04 Scheinwerfer (H j , H2, H3 , HB3 , HB4 und/oder H7)
10 01 Funkentstörung
11 02 Türverriegelungen und -Scharniere
12 03 Lenkanlage bei Unfallstößen
13 08 Bremsanlagen
14 03 Gurtverankerungen
16 04 Rückhaltesysteme
17 04 Sitzfestigkeit

17/25 04/03 Kopfstützen
18 01 Diebstahlsicherung
19 02 Nebelscheinwerfer
20 02 Scheinwerfer (H4)
21 01 Innenausstattung
23 — Rückfahrscheinwerfer
24 03 Dieselrauch
26 02 Außenkanten
28 — Schallzeichen

30 02 Luftreifen, Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger
31 02 Scheinwerfer (Halogen-Sealed Beam)
37 03 Glühlampen zur Verwendung in genehmigten Leuchten
38 — Nebelschlußleuchten
39 — Geschwindigkeitsmesser
43 — Sicherheitsglas
45 01 Scheinwerfer-Reinigungsanlagen
46 01 Rückspiegel
48 01 Einbau von Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen
49 02 Emissionen von Dieselmotoren

51 02 Geräuschpegel
54 — Luftreifen, Nutzfahrzeuge und ihre Anhänger
58 Gl Unterfahrschutz hinten
59 — Ersatzschalldämpferanlagen
64 — Luftreifen, Noträder/-reifen
71 — Sichtfeld, landwirtschaftliche Zugmaschinen
73 — Seitliche Schutzvorrichtungen
77 — Parkleuchten
79 — Lenkanlagen
83 01 Emissionen

84 — Kraftstoffverbrauch
85 — Motorleistung
86 — Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen, landwirt­

schaftliche Zugmaschinen
87 — Tagfahrleuchten
90 — Ersatzbremsbeläge
91 — Seitliche Begrenzungsleuchten
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Die obengenannten ECE-Regelungen, ausgenommen die Regelungen zu Schadstoff- und Schallemissio­
nen, ersetzen die technischen Anhänge der entsprechenden EG-Einzelrichtlinien, sofern diese denselben
Anwendungsbereich haben . Die ergänzenden Bestimmungen der Richtlinien, etwa diejenigen zu Einbau­
vorschriften oder zum Genehmigungsverfahren, bleiben jedoch weiterhin gültig, insoweit sie mit den
Bestimmungen der ECE-Regelungen vereinbar sind .

Die im obigen Verzeichnis aufgeführten ECE-Regelungen sind für die Fahrzeugklasse Ml in Überein­
stimmung mit den Bestimmungen der Richtlinie 70/ 156/EWG ab dem 1 . Januar 1996 verbindlich .

Die Anwendung der ECE-Regelungen zu Schadstoff- und Schallemissionen bleibt innerhalb der Union
optionell . Die Gemeinschaft verpflichtet sich , Fahrzeuge aus Drittländern zuzulassen , die diesen Rege­
lungen entsprechen ; die Gemeinschaftsrichtlinien über Schadstoff- und Schallemissionen bleiben jedoch
die einzigen von den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft bei der Erteilung der Genehmigung auf diesem
Gebiet anzuwendenden Vorschriften. Falls die ECE-Regelungen von den entsprechenden Richtlinien
abweichen , kann die Gemeinschaft sich darüber hinaus von ihrer Verpflichtung zur gegenseitigen Aner­
kennung in diesem Bereich befreien , indem sie die betreffenden ECE-Regelungen in Übereinstimmung
mit Artikel 1 Punkt 6 des Geänderten Abkommens und Artikel 3 Absatz 2 dieses Beschlusses kündigt.

2 . Hinsichtlich zwei- und dreirädriger Kraftfahrzeuge beschränkt die Gemeinschaft ihren Beitritt auf
folgende ECE-Regelungen in ihrer am Tag des Beitritts der Gemeinschaft geltenden Fassung :

— Regelung Nr. 53 : Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen

— Regelung Nr. 60 : Vom Fahrzeugführer zu betätigende Bedienteile einschließlich der Kennzeichnung
von Bedienteilen , Kontrolleuchten und Anzeigern

— Regelung Nr. 74 : Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen

— Regelung Nr. 78 für Fahrzeuge der Kategorie L : Bremsen

Diese Regelungen ersetzen die technischen Anhänge der entsprechenden EG-Einzelrichtlinien, sofern
diese denselben Anwendungsbereich haben . Die ergänzenden Bestimmungen der Richtlinien, etwa dieje­
nigen zu Einbauvorschriften oder zum Genehmigungsverfahren, bleiben jedoch weiterhin gültig, inso­
weit sie mit den Bestimmungen der ECE-Regelungen vereinbar sind .


